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POLITIK FÜR BEHINDERTE UND CHRONISCH KRANKE 
MENSCHEN

Forderungskatalog des Deutschen Behindertenrates (DBR) für die Bundestagswahl 2005
I.
5 grundlegende Forderungen zum Erhalt des Sozialstaats

Der DBR vereint die deutschen Sozialverbände  und Bundesorganisationen behinderter und chronisch kranker Menschen mit ihren Selbsthilfegruppen in Deutschland. Er vertritt damit etwa acht Millionen Personen, die ein großes Wählerpotenzial darstellen.

1.
Behinderte und chronisch kranke Frauen und Männer bilden keine Sondergruppe oder Minderheit, sondern sind in allen gesellschaftlichen Schichten und Berufen anzutreffen.

Die meisten behinderten Menschen zahlen Steuern. Sie betätigen sich als ArbeiterInnen und Angestellte, UnternehmerInnen, BeamtInnen und freiberufliche MitarbeiterInnen. Sie übernehmen Verantwortung und tragen als aktive Bürgerinnen und Bürger wesentlich dazu bei, dass unser Gemeinwesen funktioniert. 

Doch viele Menschen mit Behinderung sind auf die Hilfe und Unterstützung durch Dritte angewiesen: Körper- und sinnesbehinderte Menschen benötigen eine barrierefrei gestaltete Umwelt. Menschen mit Lernschwierigkeiten, einer geistigen Behinderung oder einer seelischen Erkrankung müssen gezielt gefördert und unterstützt werden, wenn sie selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teilhaben wollen.

Der DBR fordert deshalb alle Parteien auf, sich zu einem Staatswesen zu bekennen, das nicht vom Gewinnstreben Einzelner, sondern von der Solidarität der Bürgerinnen und Bürger untereinander und sozialem Denken geprägt ist.

2.
Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik sind keine Gegensätze, sondern Grundpfeiler eines demokratischen Staates, der allen Bürgerinnen und Bürgern einerseits Freiheitsrechte gewährt, ihnen aber auch andererseits die Verpflichtung auferlegt, zum Gemeinwohl beizutragen.

Wirtschafts- und Sozialpolitik bedingen einander: Ohne eine Wirtschaft, die sich den Herausforderungen des internationalen Wettbewerbs stellt, auf Beschäftigung zielt und Arbeitslosigkeit bekämpft, sind unsere sozialen Sicherungssysteme nicht finanzierbar.

Doch umgekehrt gilt: Nur eine Wirtschaft, die ihre Gewinne und Erfolge auch zum sozialen Interessenausgleich nutzt und den Staat in die Lage versetzt, soziale Gerechtigkeit herzustellen, kann auf Dauer leistungsfähig sein und den Wohlstand für alle mehren.

Eine Gesellschaft, die Solidarität praktiziert, festigt den Wirtschaftsstandort Deutschland!

3.
Wer wesentliche Elemente des Sozialstaats beseitigen und die sozialen Sicherungssysteme in größtmöglichem Umfang privatisieren will, vergrößert die Kluft zwischen arm und reich.

Wer sich von der sozialen Marktwirtschaft verabschiedet und einer neoliberal ausgerichteten Ellbogengesellschaft zuwendet, lässt die Menschen im Stich, die – wie viele behinderte Bürgerinnen und Bürger – auf solidarische Hilfen angewiesen sind, wenn sie gleichberechtigt am Leben der Gesellschaft teilhaben wollen.

Deshalb fordert der DBR die Parteien auf, sich zu einer gemeinwohl-orientierten Wirtschaftspolitik zu bekennen.

4.
Wer anstrebt, den Rechtsanspruch auf soziale Sicherung in eine Ermessensleistung umzuwandeln oder von der Finanzkraft der öffentlichen Hand abhängig zu machen, sät sozialen Unfrieden und überlässt es dem Zufall, ob in einer Wirtschaft, die ausschließlich den Regeln des Wettbewerbs folgt, noch etwas abfällt, das den Namen „Soziale Sicherung“ verdient.

Der DBR fordert alle Parteien auf, sich mit ganzer Kraft darauf zu konzentrieren, dass Deutschland ein Sozialstaat bleibt und erteilt allen Bestrebungen eine Absage,  behinderte, alte und kranke Menschen zu Almosenempfängern zu degradieren!

5.
Der Deutsche Behindertenrat verkennt nicht, dass sich die deutsche Wirtschaft in einer Krise befindet und nach wie vor Arbeitsplätze abgebaut werden. Die Belebung der Konjunktur und eine aktive Beschäftigungspolitik stehen deshalb zu Recht im Mittelpunkt der Wahlprogramme der Parteien. Es wird jedoch viel zuwenig zur Kenntnis genommen, dass der Sozialstaat Deutschland ein wichtiger Wirtschaftsfaktor ist: In den letzten Jahrzehnten sind im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege Millionen von Arbeitsplätzen entstanden!

Es wird außerdem viel zu wenig thematisiert, dass der Bund, die Länder und die Kommunen ein Einnahmeproblem haben: Es fließt zuwenig Geld in die öffentlichen Kassen.

Dies liegt auch daran, dass die großen – im deutschen Aktienindex (DAX) platzierten – und in aller Regel international organisierten Kapitalgesellschaften kaum noch Steuern zahlen!

Es ist den Bürgerinnen und Bürger nicht mehr zu vermitteln, warum die führenden deutschen Konzerne einerseits in den letzten zwei Jahren teilweise horrende Gewinne erzielen konnten, andererseits jedoch nach wie vor Stellen abbauen und die Kosten der Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland sogar von der Steuer absetzen können!

Deshalb fordert der DBR, das Steuer- und Wirtschaftsrecht so zu verändern, dass die großen Kapitalgesellschaften verstärkt in die Pflicht genommen werden, durch Steuerzahlungen zum Gemeinwohl beizutragen.

Es darf nicht sein, dass Firmen wie Vodafone versuchen, ihre Gewinne im Ausland zu verbuchen und ihre Verluste in Milliardenhöhe gegenüber dem deutschen Fiskus geltend zu machen!

Wer die deutsche Infrastruktur nutzt, wer wie selbstverständlich davon ausgeht, dass unsere Verkehrswege funktionieren und wem umfassender Rechtsschutz durch drei Instanzen gewährt wird, der muss auch in Deutschland Steuern zahlen.

II.
10 Schwerpunktforderungen zur Gesellschafts- und Sozialpolitik
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen sind gleichberechtigte Mitbürgerinnen und Mitbürger. Sie haben Anspruch auf gleiche Rechte und gleiche Chancen. Aus dem Benachteiligungsverbot und dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes erwächst die Verantwortung von Politik und Gesellschaft für die umfassende Integration behinderter Menschen.

Mit der Verwirklichung des Sozialgesetzbuchs „Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen“ (SGB IX) im Jahr 2001 und des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGG) im Jahr 2002 wurde der auch vom DBR geforderte Paradigmenwechsel für Gleichstellung und selbstbestimmte Teilhabe eingeleitet.

Der DBR stellt fest, dass Anspruch und Wirklichkeit in der Politik für behinderte und chronisch kranke Menschen weit auseinander klaffen. Der DBR fordert deshalb eine Fortentwicklung der Behindertenpolitik mit dem Ziel, den eingeleiteten Paradigmenwechsel in allen gesellschaftlichen Bereichen mit Leben zu erfüllen. Hierzu hält der DBR die Verwirklichung folgender 10 Schwerpunktforderungen für erforderlich:

1.
Das Lebensrecht behinderter und chronisch kranker Menschen ist unantastbar. Die Würde des Menschen und die Unverfügbarkeit menschlichen Lebens erfordern die verantwortliche Begrenzung und Selbstbegrenzung in Forschung und Praxis der Biomedizin.


Der DBR lehnt jegliche Art des Klonens ab, sowohl zu Zwecken der Reproduktion als auch zu „therapeutischen“ Zwecken. Der Schutz werdenden Lebens (Embryonenschutz) muss umfassend gewährleistet sein. Präimplantationsdiagnostik (PID) und Stammzellforschung an Embryonen sind unzulässig. Der DBR fordert insoweit eindeutige gesetzliche Verbote.

2.
Die berufliche Rehabilitation und Integration ist für behinderte Menschen von herausragender Bedeutung. Dies gilt umso mehr, als gerade behinderte und chronisch kranke Menschen in besonderer Weise von Arbeitslosigkeit bedroht bzw. betroffen sind.

Der DBR fordert vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und insbesondere von der Bundesagentur für Arbeit, dass diese endlich die gesetzliche Verpflichtung in der beruflichen Rehabilitation und Vermittlung behinderter Menschen umfassend erfüllt. Keinesfalls darf sich die Bundesagentur aus ihrer Strukturverantwortung und ihrem Vermittlungsauftrag gerade für schwer- und schwerstbehinderte Menschen zurückziehen oder notwendige Rehabilitationsmaßnahmen allein aus finanziellen Gründen ablehnen bzw. verzögern. Gegebenenfalls sind weitere gesetzliche Maßnahmen erforderlich um sicherzustellen, dass Arbeitgeber ihre Verpflichtung zur Ausbildung und Beschäftigung behinderter Menschen erfüllen.

3.
Der DBR befürwortet die mit dem SGB IX formulierten gesetzgeberischen Ziele. Es ist jedoch festzustellen, dass das Gesetz und seine neuen Instrumente in weiten Bereichen nicht umgesetzt sind. Die Appelle an die Adresse der Rehabilitationsträger haben in der Vergangenheit nicht gefruchtet. Aus Sicht des DBR sind deshalb gesetzliche Änderungen notwendig. Der Vorrang des trägerspezifischen Leistungsrechts hat sich nicht bewährt, da dadurch das SGB IX unterlaufen wird. Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation muss zu einem wirksamen und entscheidungsfähigen Gremium unter Beteiligung der Behindertenverbände weiter entwickelt werden.
4.
Rehabilitations- und Gesundheitspolitik sind nicht trennbar. Das GKV-Modernisierungsgesetz belastet in erster Linie behinderte und chronisch kranke Menschen und verstärkt Entsolidarisierungstendenzen. Der DBR fordert den Erhalt der solidarischen sozialen Krankenversicherung und deren Ausbau auf der Grundlage eines einheitlichen umfassenden Leistungskatalogs. 

5.
Der DBR fordert Reformmaßnahmen in der GKV, die dem Ziel dienen, die Qualität der Gesundheitsversorgung zu verbessern und Defizite zu beseitigen. Prävention und Patientenorientiertheit müssen Schwerpunkte einer künftigen Reformpolitik sein. Der DBR unterstützt die Erschließung von Wirtschaftlichkeitsreserven, wendet sich aber mit aller Entschiedenheit gegen die Rationierung notwendiger Leistungen. Einseitige Belastungen der Patientinnen und Patienten und Versicherten haben sich als untauglich erwiesen und sind auch aus grundsätzlichen sozialpolitischen Erwägungen zurückzunehmen. Die PatientInnenrechte sind weiter im Sinne einer echten Mitbestimmung zu stärken.

6.
Zur umfassenden gesellschaftlichen Integration fordert der DBR ein Bundesleistungsgesetz, das die Teilhabe behinderter Menschen am gesellschaftlichen Leben sichert und umfassende Assistenz ermöglicht. Mit diesem Gesetz müssen die geltenden Regelungen des SGB XII (Eingliederungshilfe für behinderte Menschen, Hilfe zur Pflege, Blindenhilfe) und der Pflegeversicherung zu einem bedarfsdeckenden Leistungsnetz fortentwickelt werden, das dem Prinzip des Nachteilsausgleichs folgt und der individuellen Lebenssituation behinderter und chronisch kranker Menschen gerecht wird. Dieser ist Subjekt und aktiver Mitgestalter des Leistungsgeschehens.

Des Weiteren fordert der DBR, unabhängig von Erwerbstätigkeit, einen Rechtsanspruch auf Elternassistenz zu verankern. Behinderte Mütter und Väter werden dadurch in ihrem Alltag mit Kindern unterstützt
7.
Der DBR fordert, über die Zielsetzung des BGG hinaus Barrierefreiheit zum grundlegenden gesellschaftspolitischen Gestaltungsprinzip zu erklären. Die Inanspruchnahme von Grundrechten und anderen subjektiven Rechten darf für behinderte Menschen nicht durch Zugangs- oder Nutzungsbarrieren faktisch vereitelt werden. Die barrierefreie und menschengerechte Gestaltung der Umwelt muss grundsätzlich stets Vorrang haben vor privatwirtschaftlichen und fiskalischen Interessen. 

8.
Der DBR fordert alle Parteien auf, sich zur Vorlage des Antidiskriminierungsgesetzes (ADG) zu bekennen. Ein Antidiskriminierungsgesetz, das auch und gerade die Belange behinderter Menschen einbezieht, ist wesentliche Voraussetzung für die vollständige Umsetzung des Diskriminierungsverbots unserer Verfassung. Art. 3 Grundgesetz, BGG und ADG müssen insgesamt in allen Lebensbereichen einen wirksamen Diskriminierungsschutz gewährleisten. Dies gilt insbesondere für den Schutz im Rechtsverkehr.

Für Mädchen und Frauen mit Behinderung und chronischer Erkrankung stellt die häufige Betroffenheit von sexualisierter Gewalt eine besondere Härte dar. Daher fordert der DBR wirksame Maßnahmen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt.
9.
Der DBR stellt fest, dass die gesetzlich verankerten Nachteilsausgleiche für behinderte und chronisch kranke Menschen dringend erforderlich sind, um Chancengleichheit und Teilhabe zu gewährleisten. Sie dienen dem Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile und dürfen nicht zur Disposition stehen. 
Der DBR fordert vielmehr beispielhaft die unverzügliche Anpassung der Behindertenpauschbeträge nach § 33 b Einkommensteuergesetz (EStG), die trotz stark gestiegener Lebenshaltungskosten seit 1975 nicht angehoben worden sind.

10.
Viele behinderte und chronisch kranke Menschen engagieren sich ehrenamtlich oder nehmen auch ehrenamtliche Hilfe in Anspruch. Der DBR fordert, dass ehrenamtliche Tätigkeit im sozialen Bereich entsprechend der wachsenden gesellschaftlichen Bedeutung stärker gefördert und unterstützt wird. Aufwendungen, die im Zusammenhang mit ehrenamtlicher Arbeit stehen, müssen in vollem Umfang steuerlich anerkannt und berücksichtigt werden. Soweit steuerliche Absetzungsmöglichkeiten nicht oder nicht mehr bestehen, sollten alternative oder ergänzende Regelungen für einen Aufwendungsersatz zur Verfügung stehen. 
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